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Rechtssatz 

Die Suizidgefahr steht der Erlassung des Aufenthaltsverbotes nicht entgegen, wenn der Selbstmordversuch des 
Fremden schon einige Zeit zurückliegt und auf eine besondere persönliche Situation zurückzuführen war, die 
jetzt nicht mehr gegeben ist. Im Hinblick auf das dem Fremden drohende Aufenthaltsverbot war es an diesem 
bzw an dessen Familie gelegen, die ärztliche Betreuung des Fremden bereits im Inland zu intensivieren sowie 
Vorsorge für eine derartige Betreuung im Ausland zu treffen. In Kenntnis des labilen psychischen Status des 
Fremden war es somit an diesem bzw seiner Familie gelegen, alles zu dessen Besserung zu unternehmen. 


